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Pro Kopf ist die Zuwanderung aus EU- und Efta-Ländern
nur in wenigen Staaten höher als in der Schweiz

Zuwanderung aus EU- und Efta-Ländern pro 1000 Einwohner, 2024
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1 In die Schweiz wanderten 2024 pro 1000 Einwohner 14 EU- oder Efta-Ausländer ein.

2 In Island kamen auf 1000 Einwohner sogar 18 Zugewanderte aus anderen EU-/Efta-Ländern.

3 Spitzenreiter ist Luxemburg mit 20 Zugewanderten.

Daten und Methodik
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Die Vorzüge der Schweiz
sind für Europäer attraktiv
Kaum ein anderes Land hat so viele Zuwanderer aus der EU – das hat gute Gründe

DANIEL IMWINKELRIED, BRÜSSEL (TEXT),
FLORIAN SELIGER (GRAFIKEN)

Dichtestress – das ist eines der grossen
politischen Schlagworte der Schweiz.
Viele Bewohner fühlen sich einge-
engt: Auf den Strassen der Agglomera-
tionen herrscht aus ihrer Sicht zu viel
Stau, im Zug ist der Platz in den Stoss-
zeiten knapp. Und die hohe Zuwande-
rung ist einer der Gründe, warum Woh-
nen im Land teilweise so teuer gewor-
den ist. Die SVP will diese Entwicklun-
gen radikal angehen. Mit ihrer Initiative
gegen die 10-Millionen-Schweiz möchte
sie eine fixe Obergrenze für die Bevöl-
kerung in der Verfassung festschreiben.

Tatsächlich ist die Schweiz einer der
stärksten Magnete für EU-Bürger in
Europa, obwohl sie dem Staatenbund
gar nicht angehört. Prozentual zur Be-
völkerung sind 2024 – neuere Zahlen
gibt es nicht – nur nach Luxemburg und
Malta mehr EU-Bürger migriert als in
die Schweiz. Erweitert man den Kreis um
die Efta-Staaten, hatten auch Island und
Liechtenstein eine höhere Anziehungs-
kraft. Luxemburg, Malta und Island
weisen allerdings bloss eine Bevölke-
rung von einigen hunderttausend Perso-
nen auf, Liechtenstein von einigen zehn-
tausend. Deshalb kann man sie mit der
Schweiz nur bedingt vergleichen.

Zumindest einige Gemeinsamkei-
ten weist die Schweiz mit Luxemburg
allerdings auf: Beide Länder haben
ein unternehmensfreundliches Steuer-
system und einen international ausge-
richteten Dienstleistungssektor. Das
sind Triebkräfte der Zuwanderung.

Teil der «blauen Banane»

Es gibt darüber hinaus weitere Theorien,
warum die Schweiz, aber auch Luxem-
burg auf EU-Bürger eine so starke An-
ziehungskraft ausüben.

 In Europa fand in den vergangenen
dreissig Jahren eine Wanderung von Süd-
ost- nach Nordwesteuropa und in die gros-
senAgglomerationen statt.Den stärksten
Sog hätten dabei diejenigen Städte ent-
wickelt, die über einen hochentwickelten
Tertiärsektor verfügten,schreibt der Brüs-
seler Think-Tank Espon. Das trifft auf die
Schweizer Grossstädte zu.

 Espon sieht zudem eine weitere Sog-
wirkung: «Gut ausgebildete Migranten
ballen sich in Orten, wo auch die einhei-
mische Bevölkerung gut ausgebildet ist.»
Auch das dürfte auf die Schweiz zutreffen.

 Die Schweiz ist Teil der sogenannten
blauen Banane, einer Region, die gleich-
sam das wirtschaftliche Herz Europas ist.
Sie erstreckt sich von London über die
Region Benelux und das Rheinland bis
nach Norditalien.Die Region ähnelt einer
Banane; es ballen sich hier Ausbildungs-
stätten, Forschungseinrichtungen, Infra-
struktur und global tätige Firmen. Ent-
sprechend hoch ist der Bedarf an quali-
fizierten Arbeitskräften.

 Erstklassige öffentliche Dienste, ein
angenehmes soziales Klima und eine
verlässliche Verwaltung entfalten eben-
falls Anziehungskraft auf Zuwanderer.

 In der Schweiz sind die drei grossen
europäischen Sprachen Deutsch, Fran-
zösisch und Italienisch Landessprachen.
Über 220 Millionen Menschen leben in
Ländern, in denen diese Sprachen eben-
falls verwendet werden. Das senkt die
Hürde einer Migration in die Schweiz.

Letzteres dürfte auch einer der Gründe
sein, warum die Westschweiz, das Tessin
und Zürich in Europa zu den Regionen
mit dem höchsten prozentualenAnteil an
EU-Bürgern zählen. Nur in Luxemburg,
wo Deutsch und Französisch ebenfalls

Amtssprachen sind, ist er noch höher.
Gleichzeitig handelt es sich bei den drei
Regionen um städtische Ballungszentren
mit einer diversifizierten Wirtschaft.

Der Anteil der EU-Bürger an der
Zuwanderung ist in der Schweiz mit
58 Prozent hoch. Kein anderes grösse-
res Land auf dem Kontinent erreicht
diesen Wert. Vor allem die osteuropäi-
schen Staaten sind im Vergleich damit
kaum in der Lage, Europäer anzuziehen.
Ökonomisch kann sich das als Nachteil
herausstellen: Es fehlen die hochqualifi-
zierten Migranten aus Westeuropa, wel-
che für den Strukturwandel der Wirt-
schaft unerlässlich sind.

Die Dynamik der Schweizer Wirt-
schaft und die Rolle der Geografie spie-
geln sich auch bei den Pendlerbewegun-
gen. Nur Deutschland mit seiner langen
Grenze weist noch mehr Grenzgänger
auf als die Schweiz. Luxemburg ist eben-
falls ein Magnet, wobei auch in dieser
Hinsicht Ähnlichkeiten mit der Schweiz
bestehen. Neben dem international aus-
gerichteten Dienstleistungssektor ist das
die Lage: Luxemburg zieht in hohem
Mass Grenzgänger aus Deutschland,
Frankreich und Belgien an.

Abwanderung ist ein Problem

Obwohl in vielen EU-Ländern nach wie
vor wenige Bürger aus anderen Ländern
des Staatenbundes beheimatet sind, hat
die Binnenmigration in der EU bis vor
kurzem zugenommen.Politiker und Öko-
nomen betrachten diese Entwicklung
allerdings unterschiedlich. Der ehema-
lige EZB-Präsident Mario Draghi etwa
beklagt in seinem Bericht zur Wettbe-
werbsfähigkeit der EU, dass weiterhin
nur wenige Europäer in ein anderes EU-
Land zögen. Er führt das auf sprachliche
und kulturelle Barrieren zurück, aber
auch auf die mangelnde Anerkennung
von Berufs- und Studienabschlüssen.

Gleichzeitig gibt es in der EU Stim-
men, die kritische Aspekte der Personen-
freizügigkeit betonen. So hat der ehema-
lige italienische Ministerpräsident Enrico
Letta vor zwei Jahren in einem Bericht zu-
handen des EU-Rates auf einige wunde
Punkte verwiesen. Erstens nannte er die
EU-Binnenmigration in die blühenden
Städte, wo sich die Bevölkerung teilweise
über Wohnungsnot beklage. Mehr Kopf-
zerbrechen scheint ihm zweitens aber
eine andere Folge der Personenfreizügig-
keit zu bereiten: der Bevölkerungsrück-
gang in vielen Regionen der EU. 135 Mil-
lionen EU-Bürger, also fast ein Drittel,
lebten in Gegenden, die in den vergange-
nen zwanzig Jahren demografisch zurück-
gefallen seien,sagt Letta.Dort schrumpfe
dieArbeitsbevölkerung,besonders quali-
fizierte Angestellte fehlten.

Rückläufig war die Bevölkerung in den
vergangenen Jahren in sieben EU-Län-
dern: in Bulgarien, Griechenland, Italien,
Lettland,Ungarn,Polen und der Slowakei.
Teilweise hat der Bevölkerungsschwund
dramatische Ausmasse angenommen.
Bulgarien etwa hatte 1989,als der Eiserne
Vorhang fiel, knapp 9 Millionen Einwoh-
ner. Jetzt sind es noch 6,4 Millionen. Sol-
che hohen Bevölkerungsverluste erschwe-
ren es den Staaten, die Infrastruktur und
den Sozialstaat zu finanzieren.

Die Bevölkerung der EU wächst zwar
insgesamt weiter, aber nur infolge der
Zuwanderung von ausserhalb. Denn die
Zahl der Todesfälle übersteigt jene der
Geburten seit 2012. In der Schweiz ver-
hält es sich dagegen nach wie vor umge-
kehrt:2025 gab es 6000 mehr Geburten als
Todesfälle.Das ist auch eine Folge der Zu-
wanderung: In die Schweiz kommen viele
Menschen im gebärfähigenAlter,die hier
in gesicherten Verhältnissen leben.

Dieser Artikel erschien teilweise erstmals am
27. Januar 2025 und wurde mit den neuesten
Daten aktualisiert und an die Debatte rund um
die 10-Millionen-Schweiz-Initiative angepasst.
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Für Regionen in Grossbritannien kann das Bevölkerungswachstum nur bis 2022 angegeben werden
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Im Osten und Süden Europas schrumpft die Bevölkerung
Bevölkerungswachstum in europäischen Regionen, von 2002 bis 2024, in Prozent

.
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«Die Beyers gehören für uns fast zur Familie»
Der Patek-Philippe-Präsident Thierry Stern äussert sich an der Genfer Uhrenmesse zum Kauf des Zürcher Traditionsgeschäfts Beyer Chronometrie

Im zweiten Stock des Patek-Philippe-
Standes, einer hellen Konstruktion
aus Glas und Holz, empfängt Thierry
Stern im Halbstundentakt. Es ist die
Woche von Watches and Wonders.
Noch wirkt der Präsident und Eigen-
tümer der Genfer Manufaktur frisch,
doch der Rhythmus der Uhrenmesse
ist unerbittlich. Bis Ende der Messe
wird er ferienreif sein. Anlass für das
Gespräch ist die vor drei Wochen be-
kanntgewordene Übernahme der
Zürcher Beyer Chronometrie durch
Patek Philippe. Dass das Traditions-
haus an der Bahnhofstrasse per Ende
2026 schliesst und in einen Patek-
Salon umgewandelt wird, hat in der
Branche Fragen zur künftigen Ver-
triebsstrategie von Patek Philippe
aufgeworfen.

Herr Stern, Patek Philippe kauft die
Chronometrie Beyer und macht daraus
einen eigenen Salon. War das eine stra-
tegische Entscheidung oder schlicht eine
Gelegenheit?
Es war beides. Wir wussten, dass René
(Beyer, Anm. d. Red.) keine Kinder
hat, und wir haben seit Jahren über
eine mögliche Übernahme gesprochen.
Zürich ist für uns ein zentraler Stand-
ort – insofern ist der Schritt logisch.
Aber wenn Beyer keine Nachfolge-
lösung gesucht hätte, wäre es vielleicht
nie so weit gekommen.

Sie kannten sich persönlich gut?
Ja. Die Beyers gehören für uns fast zur
Familie. Ich bin mit René aufgewachsen,
wir waren eng befreundet, unsere Väter
ebenso. Für uns war es wichtig, dass das
Geschäft nicht an irgendjemanden geht.

Der Kauf war also auch eine emotionale
Entscheidung?
Sicher. Aber nicht nur. Die Lage ist her-
vorragend,und Zürich ist für uns ein sehr
wichtiger Markt, vielleicht sogar wichti-

ger als Genf. Wenn ich weltweit einen
Standort hätte auswählen können, wäre
Zürich weit oben auf der Liste gewesen.
Mit Beyer wurde diese Option konkret.

Patek Philippe hat traditionell immer
stark auf den Fachhandel gesetzt. Be-
deutet dieser Schritt eine Anpassung
Ihrer Strategie?
Nein. Wir gehen nicht den Weg von
Rolex mit Bucherer und werden selbst

zum Händler. Unser Fokus bleibt die
Uhrmacherei. Gleichzeitig habe ich
unseren Händlern immer gesagt, dass
wir uns das Recht vorbehalten würden,
Chancen zu nutzen.

Damit nehmen Sie Ihren Händlern Um-
satz weg.
Es geht nicht darum, ihnen das Geschäft
wegzunehmen. Eigene Salons und der
unabhängige Fachhandel können neben-
einander bestehen.Wir haben heute drei
Salons, mit Zürich werden es vier.

In Zürich wird diese Konkurrenz aber
sehr konkret. Dort verkaufen mit Beyer
und Gübelin zwei Händler Patek-
Uhren. Hat es künftig Platz für beide?
Gübelin ist direkt gegenüber von unse-
rem künftigen Salon. Auf so engem
Raum ist das kaum sinnvoll.

Dasheisst,Gübelinwird inZürich irgend-
wann keine Patek-Uhrenmehr verkaufen.
Die Zukunft unserer Zusammenarbeit
mit Gübelin in Zürich ist Gegenstand
von Gesprächen; wir können noch keine
Entscheidung kommunizieren.

Die Uhrenindustrie steht derzeit unter
Druck – schwache Nachfrage in China,
US-Zölle,Krieg imNahenOsten. Ist diese
Kombination aus Krisen verkraftbar?
Probleme gab es schon immer. Zuerst
war es die Erdölkrise, dann die Quarz-

krise, dann Covid. Und jetzt sind es geo-
politische Themen. Man muss lernen, da-
mit umzugehen. Unser Vorteil ist unsere
überschaubare Grösse: Wir produzieren
rund 75 000 Uhren pro Jahr. Und für
den Fall der Fälle haben wir Reserven.
Deshalb mache ich mir nicht mehr Sor-
gen als im vergangenen Jahr.

Läuft das Geschäft noch?
In unseren wichtigsten Märkten – den
USA, Europa und Asien – verkaufen wir
weiterhin gut.

Die Zölle haben das Geschäft in den
USA nicht gebremst?
Der Markt ist stabil – stabiler, als ich er-
wartet hätte. Wir sind dort seit langem
präsent, und die Amerikaner schätzen
Patek Philippe sehr.

Mussten amerikanische Kunden mehr
für ihre Uhren bezahlen?
Nein. Für die Endkunden haben wir die
Preise nicht erhöht.Wir haben die Händ-
lermarge reduziert, um die zollbeding-
ten Preiserhöhungen zu kompensieren.

Die Rede war sogar von Preissenkungen
in den USA.Was steckt dahinter?
Wir haben per 1. Februar 2026 die Preise
weltweit um 4 Prozent erhöht wegen
höherer Kosten für Edelmetalle und Edel-
steine. In den USA wurde das teilweise
durch die Senkung der Zölle auf impor-

tierte Schweizer Produkte von 39 auf
15 Prozent kompensiert. Dadurch konn-
ten die empfohlenenVerkaufspreise sogar
um 8,6 Prozent gesenkt werden.

Und der Krieg im Nahen Osten – wie
stark trifft er Patek?
Das ist eine Region mit sehr starken
Sammlern, die sehr hochwertige Stücke
kaufen.Ich kann mir nicht vorstellen,dass
diese Nachfrage einfach verschwindet.

Viele Marken suchen derzeit nach neuen
Wachstumsmärkten – etwa in Indien. Ist
das auch für Sie ein Thema?
Nein. Wir wollen keine neuen Märkte
erschliessen. Dafür haben wir gar nicht
genügend Uhren.

Heisst das, Wachstum ist für Patek gar
nicht das Ziel?
Wir könnten im Moment gar nicht stark
wachsen, selbst wenn wir wollten. Wir
arbeiten praktisch an der Kapazitäts-
grenze. Aber darum geht es auch nicht.
Unser Ziel war nie,möglichst viele Uhren
zu machen.Wir wollen unabhängig blei-
ben und eine starke Kollektion haben.
Mit rund 150 Modellen ist das ohnehin
sehr komplex in der Produktion. Des-
halb schauen wir nicht in erster Linie auf
die Stückzahlen,sondern auf den Durch-
schnittspreis unserer Uhren und darauf,
die Kosten im Griff zu behalten.

Andrea Martel, Genf

«Zürich ist
für uns ein
sehr wichtiger
Markt.»

Thierry Stern
Präsident von
Patek-PhilippePD

China will Schweizer Geld und Know-how
Der stellvertretende Handelsminister trifft in Bern Vertreter von 25 Unternehmen

MATTHIAS KAMP, PEKING

Die ausländischen Direktinvestitionen
in China sind in letzter Zeit nicht gefal-
len – sie sind abgestürzt. Im Jahr 2024 –
neuere Zahlen liegen nicht vor – inves-
tierten Unternehmen aus dem Ausland
27 Prozent weniger im Reich der Mitte
als 2023. Dies geht aus dem Wirtschafts-
bericht 2025 der Schweizer Botschaft in
Peking hervor. Der Entwicklung der chi-
nesischen Wirtschaft tut dies nicht gut.

Da wundert es nicht,dass Peking jetzt
auch Schweizer Firmen auffordert, sie
mögen bitte ihr Engagement in China
ausweiten. Bei einem Treffen in Bern
am vergangenen Freitag warb der stell-
vertretende Handelsminister Ling Ji mit
den «grossartigen Möglichkeiten» des
neuen Fünfjahresplans um Investitio-
nen aus der Schweiz. Organisiert hatten
die Konferenz die chinesische Botschaft
in Bern und die Schweizerisch-Chinesi-
sche Handelskammer. Die Themen, die
die Industrievertreter mit dem Besucher
aus Peking besprechen wollten,waren of-
fenbar hoch sensibel – so sensibel, dass
zuvor geladene Journalisten zu Beginn
der Diskussion des Saals verwiesen wur-
den. Dies berichtete der «Blick».

Mit am Tisch sassen unter anderem
Vertreter grosser Firmen wie Nestlé,
Novartis, UBS und Glencore. Nicht feh-
len durfte natürlich die bekennende
China-Verehrerin, die Ems-Chemie-
CEO und SVP-Nationalrätin Magdalena
Martullo-Blocher. Abgesandte von ins-
gesamt 25 Unternehmen aus der Schweiz
hatten sich zu dem Treffen eingefunden.

Riesige Überkapazitäten

Die Direktinvestitionen aus der Schweiz
hatten 2022 mit fast 4,4 Milliarden Fran-
ken ein neues Allzeithoch erreicht. Seit-
dem sind sie gesunken.Im Jahr 2023 waren
es nur noch 3,6 Milliarden Franken; ein
Jahr später pumpten Unternehmen aus
der Schweiz wieder knapp 3,8 Milliarden
Franken ins Reich der Mitte.

Wer denn bei den riesigen Überkapa-
zitäten in der Industrie überhaupt noch
in China investieren wolle, fragt ein Ex-
perte für die schweizerisch-chinesischen
Wirtschaftsbeziehungen im Gespräch
mit der NZZ ketzerisch. Chinas Provin-
zen, Kreise und Städte haben während
der vergangenen Jahre in nahezu allen

Branchen gewaltige Fertigungskapazi-
täten aufgebaut. Zum Teil von der Zen-
tralregierung in Peking ermuntert, inves-
tierten Firmen aus der Automobilbran-
che, Hersteller von Solarmodulen, Medi-
zintechnikfirmen oder Maschinenbauer
mit Unterstützung der Lokalregierun-
gen in immer neue Fabriken. Weil aber
die Inlandsnachfrage schwächelt, versu-
chen die Firmen inzwischen mit immer
tieferen Preisen, sich gegenseitig Kun-
den abzujagen. Die Folge: Die Margen
der Unternehmen schmelzen dahin.

Betroffen sind auch Unternehmen
aus der Schweiz. «In einem deflationä-
ren Umfeld» sei der Umsatz in Greater
China geschrumpft,heisst es etwa im Ge-
schäftsbericht von Nestlé für die ersten
neun Monate des vergangenen Jahres.
Der Konzern sei dabei, das Geschäfts-
modell «zu verbessern».Zwischen Januar
und September 2025 fiel der China-Um-
satz von Nestlé um 10,4 Prozent. Der

Lebensmittelkonzern aus Vevey hat in
China eine neue Führungsmannschaft
berufen und ist nun dabei, überschüs-
sige Lagerbestände abzubauen. Weil
Chinesinnen und Chinesen angesichts
der schwierigen wirtschaftlichen Lage ihr
Geld zusammenhalten, war es für Nestlé
immer schwieriger geworden,Babymilch
und Milchpulver zu verkaufen. Nestlé
habe einen Vertreter zum Treffen nach
Bern geschickt, teilt der Konzern aufAn-
frage mit.Zu weiteren Details des China-
Geschäfts wollte sich das Unternehmen
nicht äussern. Bis heute hat Nestlé 5 Mil-
liarden Yuan in China investiert. Nach
heutigem Wechselkurs sind dies etwas
mehr als 570 Millionen Franken.

Es gibt auch Branchen, in denen aus-
ländische Firmen ihre China-Investitio-
nen hochfahren. Dies gilt etwa für die
Pharmabranche, den Medizintechnik-
Sektor und Hersteller von Präzisions-
instrumenten. Der Grund ist einfach: In

den Augen Pekings sind dies Zukunfts-
branchen. China will vom Know-how
der ausländischen Firmen profitieren
und zwingt sie deshalb dazu, im Reich
der Mitte zu produzieren, statt nur nach
China zu exportieren.

Ausschluss von Aufträgen

Wer sich dem Diktat aus Peking nicht
beugt und nicht in neue Fertigungen
investiert, den schliessen die Behörden
von öffentlichen Ausschreibungen aus.
Jüngst nahm Ypsomed, ein Hersteller
von Pens, mit denen sich Patienten Insu-
lin oder Präparate zum Abnehmen in-
jizieren, eine Fabrik im ostchinesischen
Changzhou in Betrieb. 150 Millionen
Franken hat das Unternehmen aus der
Schweiz in das Werk investiert.

Der Pharmakonzern Novartis, der
ebenfalls einen Repräsentanten an das
Treffen entsandt hatte, unterhält in

China mehrere Fabriken und ein For-
schungszentrum in Schanghai. Derzeit
baut der Konzern aus Basel eine wei-
tere Fertigungslinie in der Ostprovinz
Zhejiang. Das Engagement lohnt sich
offenbar. Im vergangenen Jahr erwirt-
schaftete Novartis in China einen Um-
satz von 4,2 Milliarden Dollar, 8 Prozent
mehr als im Jahr 2024.

Auch Ems-Chemie betreibt im Osten
Chinas mehrere Fabriken. Bislang pro-
fitierte das Unternehmen unter ande-
rem vom Boom der Elektroauto-Indus-
trie. Doch ob es für Martullo-Blochers
Firma so weitergeht, ist ungewiss. Seit
die chinesische Regierung Ende ver-
gangenen Jahres die Subventionen für
den Erwerb von E-Autos strich, befin-
det sich der Pkw-Absatz im freien Fall.

Ein Hort der Stabilität

An dem Unternehmer-Treffen in Bern
pries der Vizeminister Ling Ji sein Land
in Zeiten einer «volatilen und komple-
xen globalen Wirtschaft» als Hort der
Stabilität und Sicherheit. Sein Vorstoss
bei den Schweizer Firmen hat aber auch
handfeste Gründe. Anfang März verab-
schiedete Chinas Nationaler Volkskon-
gress einen neuen Fünfjahresplan. Das
Reich der Mitte will in der nahen Zu-
kunft die USA als Technologiemacht
Nummer eins ablösen, auch wenn das
mehr als 130 Seiten starke Papier dies
nicht explizit erwähnt.

Als wichtige,förderungswürdigeTech-
nologien nennt der Plan Halbleiter,Quan-
tencomputer, grüne Energien, künstliche
Intelligenz und die Biotechnologie. Nun
trifft es sich gut, dass die Schweiz in eini-
gen der Branchen oder verwandten Bran-
chen Weltklasse-Unternehmen hat. Ling
Ji setzt offenbar darauf, dass chinesische
Firmen vom Schweizer Wissen profitie-
ren können. Dazu kommt, dass die chi-
nesischen Behörden Schlüsselunterneh-
men nicht mehr wie in der Vergangenheit
nahezu unbegrenzt mit Fördergeldern be-
denken können,denn die Lage der öffent-
lichen Kassen ist angespannt.

Investitionen aus der Schweiz, so
das offensichtliche Kalkül, könnten
diese Lücken zumindest ein Stück weit
schliessen. Damit China seine ehrgei-
zigen Ziele erreichen kann, braucht es
Geld und Know-how – eben auch aus
der Schweiz.

Der Pharmakonzern Novartis betreibt in Schanghai ein Forschungszentrum. QILAI SHEN / BLOOMBERG / GETTY


